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Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Bundesnaturschutzge-
setzes 
Beteiligung der Länder nach § 47 GGO  
Ihr Schreiben vom 20.05.2019 NI3 – 70301/19 
 
 
Sehr geehrte Frau , 
sehr geehrte Damen und Herren, 
 
in der Kürze der Zeit wird nach Abstimmung mit der Hausleitung wie folgt Stellung 
zum Gesetzentwurf genommen: 
 
Er entspricht in weiten Teilen dem Gesetzentwurf, den Mecklenburg-Vorpommern in 
den Bundesrat eingebracht hat. Insofern und insoweit kann dem Gesetzentwurf 
nebst Begründung grundsätzlich zugestimmt werden. 
 
Es wird jedoch um nachfolgende Änderungen des § 45a Absatz 4 Entwurf BNatSchG 
gebeten: 
 
1. In Satz 1 sind die Wörter "die für Naturschutz und Landschaftspflege" zu streichen. 
 
Begründung: 
Die Streichung ist aus hiesiger Sicht notwendig, um die gesetzliche Übertragung der 
Aufgabe "Entnahme von Wölfen" auch an weitere Akteure zu ermöglichen.  
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2. Satz 3 ist zu streichen.  
 
Begründung: 
Sofern der Jagdausübungsberechtigte sein Einverständnis nach Satz 1 nicht erteilt 
hat, hat er die entsprechenden Maßnahmen nach Satz 2 zu dulden. 
In diesem Fall ist es aber nicht sachgerecht, den Jagdausübungsberechtigten vor 
Maßnahmen zu unterrichten und ihm (zwingend) die Möglichkeit zur Unterstützung 
der Maßnahme zu geben. Dies könnte die Erfolgsaussichten der Maßnahmen verrin-
gern und führt zu vermeidbarem Mehraufwand.  
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 

 




